
 
 
 
 
 
 

  

 

 

 

 

 

ENTSCHLIEßUNG 
 

der Stadt Flensburg zu den Verhandlungen über eine transatlantische Handels- 

und Investitionspartnerschaft - TTIP 

 

Auswirkungen weltweiter Handelsabkommen auf kommuanles Handeln und 

kommunale Daseinsvorsorge  

 ___________________________________________________________________ 

 
 

TTIP STOPPEN – KOMMUNALE SELBSTVERWALTUNG SCHÜTZEN! 

 

1. Die Stadt Flensburg lehnt eine weitere Liberalisierung des internationalen 

Dienstleistungshandels ab, wie sie in der derzeit zwischen den USA und der 

EU verhandelten „Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft“ 

(TTIP) vorgesehen ist. Die Ratsversammlung der Stadt Flensburg fordert alle 

Akteure auf, bei den derzeit geführten Verhandlungen über eine transatlanti-

sche Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) auf die Wahrung der euro-

päischen Sozial- und Umweltstandards sowie auf den Schutz der kommunalen 

Daseinsvorsorge Wert zu legen. Die Ratsversammlung der Stadt Flensburg be-

tont die Bedeutung der Daseinsvorsorge, der Wichtigkeit des Subsidiaritäts-

prinzips und somit der Erhaltung der Gestaltungshoheit der Kommunen bei der 

Daseinsvorsorge. An das geplante Handelsabkommen der EU mit Kanada 

(CETA – Comprehensive Economic and Trade Agreement) sind die gleichen 

Maßstäbe anzulegen. 

 

2. Vor diesem Hintergrund fordert die Ratsversammlung der Stadt Flensburg die 

Bundesregierung auf, sich gegenüber der EU-Kommission mit Nachdruck da-

für einzusetzen, dass die kommunale Daseinsvorsorge, darunter insbesondere 
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die nicht liberalisierten Bereiche, wie die öffentliche Wasserversorgung, die 

Abwasserentsorgung, die Bereiche Abfall und ÖPNV, soziale Dienstleistungen 

sowie alle Leistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge im Kulturbereich, vom 

derzeit mit den USA verhandelten Freihandelsankommen – und allen weiteren 

Handelsabkommen – explizit ausgeschlossen wird. 

 

3. Die Organisationsfreiheit der Kommunen im Bereich der Daseinsvorsorge so-

wie das Recht, die Art und Weise der lokalen Daseinsvorsorge zu gestalten, 

dürfen nicht angetastet werden. Die Ratsversammlung der Stadt Flensburg un-

terstützt in diesem Sinne ausdrücklich den Beschluss des Deutschen Städte-

tages vom 12. Februar 2014. Der Oberbürgermeister und die Flensburger Ver-

treter in den Gremien des Städtetages Schleswig-Holstein sind aufgefordert, 

sich im Rahmen der Tätigkeit gegen TTIP zu positionieren. 

 

4. Die schleswig-holsteinischen Europaabgeordneten werden aufgefordert, sich 

im Rahmen ihrer Tätigkeit im Sinne dieser Entschließung zu verwenden und 

werden von der Verwaltung dementsprechend angeschrieben und um eine Stel-

lungnahme gebeten. 

 

5. Die Ratsversammlung fordert die Landesregierung dazu auf, sich dem Be-

schluss des Deutschen Städtetages anzuschließen. 

 

6. Die Mitglieder der Ratsversammlung fordern von der EU-Kommission, dem 

Europäischen Parlament, der Bundesregierung sowie der Landesregierung in 

den laufenden Verhandlungen darauf Einfluss zu nehmen, dass 

 die aktuellen Verhandlungen mit größtmöglicher Transparenz und Öffentlich-

keit geführt werden, 

 keinerlei Eingriffe in die kommunale Selbstverwaltung der Städte und Gemein-

den vorgenommen werden, 

 die kommunale Daseinsvorsorge sowie Kultur und Bildung nicht Gegenstand 

der Verhandlungen sein dürfen. 

 


